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Volles Haus im Preußischen Landtag 

1000 Berliner wollen zur Anhörung über das 
Straßenausbaubeitragsgesetz - Doch nur jeder Zweite erhält 
eine Eintrittskarte 

Von Karsten Hintzmann 

Der umstrittene Entwurf des Straßenausbaubeitragsgesetzes sorgte 
gestern für Emotionen und ein volles Haus im Preußischen Landtag. 
520 Berliner verfolgten in vier Sälen eine öffentliche Anhörung des 
Bauausschusses. 

Im Vorfeld der Veranstaltung im Abgeordnetenhaus hatte der Verband 
der Deutschen Grundstücksnutzer (VDGN) speziell in den Ost-
Berliner Siedlungsgebieten heftig die Werbetrommel gerührt. Mit 
Erfolg, immerhin wollten mehr als 1000 Häuslebauer und 
Grundstücksbesitzer live miterleben, wie Fachleute den aktuellen 
Entwurf des Straßenausbaubeitragsgesetzes bewerten. Doch nur jeder 
zweite Interessent erhielt eine Eintrittskarte für das Landesparlament.  

Aus Sicht der Opposition war das ein Skandal. Der CDU-Abgeordnete 
Mario Czaja schimpfte: "Es ist unerhört, daß Menschen, die 20 000 
Euro für den Ausbau der Straße vor ihrem Haus zahlen sollen, nicht 
zur Anhörung zugelassen werden." 

CDU und FDP forderten eine Unterbrechung der Veranstaltung, um 
die Möglichkeit zu erhalten, Parlamentspräsident Walter Momper 
(SPD) von der Notwendigkeit überzeugen zu können, den großen 
Plenarsaal für die Besucher zu öffnen. Das hatte Momper zu 

Zahlreiche Grundstücksbesitzer stehen vor dem Preußischen 
Landtag Schlange. Im Hintergrund der Martin-Gropius-Bau  
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Wochenbeginn noch abgelehnt. Der Antrag scheiterte am Widerstand 
der SPD-Fraktion. Letztlich fanden aber alle zugelassenen Besucher 
einen Platz, wenn auch nur die wenigsten im Raum 311, wo der 
Ausschuß tagte. 460 vom Gesetz Betroffene verfolgten die Anhörung 
vor Leinwänden und Lautsprecheranlagen in drei anderen Sälen.  

Parlamentssprecher Lutz-Rainer Düsing, ein berufliches Urgestein des 
Abgeordnetenhauses, kann sich nicht daran erinnern, jemals einen so 
starken Andrang erlebt zu haben: "Bei den Debatten über das 
Landespflegegesetz im Dezember 2003 und den Telebus im April 
2004 mußten wir noch zusätzlich den Festsaal öffnen. Aber so viele 
Besucher wie im Bauausschuß hatten wir noch nie." 

Da der aufgeregte Schlagabtausch zwischen Opposition und 
Regierungsfraktionen emotionale Ausbrüche auf den Besucherbänken 
nach sich zog, versuchte der Ausschußvorsitzende Manuel Heide 
(CDU) die Wogen zu glätten. Er ermahnte das Publikum, sich nicht in 
die Diskussion einzumischen. Diese sei ausschließlich den 
Parlamentariern und den geladenen Fachleuten vorbehalten. Verstöße, 
so Heide, müßten mit einem Saalverweis geahndet werden. Fortan 
herrschte konzentrierte Ruhe. 

Als erste Rednerin ergriff Stadtentwicklungssenatorin Ingeborg Junge-
Reyer (SPD) das Wort. Sie sagte, nach 30jähriger Debatte liege 
nunmehr ein entscheidungsreifes und zustimmungsfähiges modernes 
Gesetz vor. Das Gesetz garantiere betroffenen Grundstücksbesitzern, 
daß die finanziellen Belastungen durch den Straßenausbau "so gering 
wie nötig" ausfallen würden. Abschließend bat sie die 
Ausschußmitglieder um Zustimmung für das Gesetzeswerk. 

Der pensionierte Bundesverwaltungsrichter und Straßenrecht-Experte 
Hans-Joachim Driehaus unterstützte die Position der 
Stadtentwicklungssenatorin. Driehaus sagte: "Die Kommunen müssen 
zum Ausgleich der Baumaßnahmen, die im Interesse der 
Straßenanlieger durchgeführt werden, die Grundstückseigentümer 
angemessen zur Kasse bitten." Für eine Stadt wie Berlin, die unter 
einer extremer Haushaltsnotlage leidet, dränge sich eine 
Beitragserhebungspflicht geradezu auf. Sollte die Stadt auf 
Straßenausbaubeiträge verzichten, könnte der Erfolg der Berliner 
Klage vor dem Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe auf höhere 
Bundesbeihilfen zur Entschuldung gefährdet werden. Nach Ansicht 
von Driehaus könnte der Landeshaushalt durch solch ein Gesetz 
"mittelfristig beachtlich entlastet" werden. 

Dieser Auffassung widersprach Klaus Ulbricht (SPD), Bürgermeister 
in Treptow-Köpenick und Abgesandter des Rates der Bürgermeister, 
heftig: "Nach unseren Berechnungen gehen 80 Prozent der Einnahmen 
aus dem Gesetz für die daraus resultierende zusätzliche 
Verwaltungsarbeit in den Bezirken drauf. Für den Haushalt bleibt also 
nicht viel übrig." Eckhart Beleites vom VDGN und Siegfried Rehberg 
vom Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen 
kritisierten, das Gesetz sehe keine ausreichende Mitsprache der 
Betroffenen bei geplanten Ausbauarbeiten vor. Daher bestehe die 
Gefahr, daß die Verwaltung das Gesetz dazu nutze, den Bürgern "noch 
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tiefer in die Taschen" zu greifen. 

Über die Weihnachtsferien wollen die Parlamentarier den Expertenrat 
erst einmal sacken lassen. Im Januar will der Ausschuß über das 
Gesetz entscheiden, anschließend soll das komplette 
Abgeordnetenhaus über das Gesetz befinden. 
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